
828 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (652 der Beilagen): 
Bundesgesetz ~!lr Neuordnung der Rechtsver­
hältnisse der Osterreichischen Bundesbahnen 

(Bundesbahngesetz 1992) 

Bis zum Inkrafttreten des derzeit geltenden 
Bundesbahngesetzes im Jahre 1969 wurden die ÖBB 
in Personalunion mit der Hoheitsverwaltung und 
damit in der extremsten wirtschaftlichen Erschei­
nungsform einer Staatsbahnverwaltung geführt. Ziel 
der damaligen Gesetzesinitiative war die Schaffung 
einer Organisationsform, die eine kaufmännische 
Geschäftsführung und eine Neuordnung des 
Verhältnisses der Bundesbahnen zum allgemeinen 
Haushalt ermöglichen sollte. 

Die ÖBB bilden daher einen vom zuständigen 
Bundesminister als "Obersten Verwalter" zu 
verwaltenden Teil des Bundesvermögens. Der 
Verwaltungsrat ist als Gutachierbeirat zur 'Unter­
stützung des Bundesministers und zur Beratung des 
Vorstandes eingerichtet. Die "normale tägliche" 
Geschäftsführung liegt beim Vorstand. 

Mit der Bundesbahngesetznovelle 1984 wurde 
eine Gliederung der von den ÖBB zu erbringenden 
Leistungen in einen käufmännischen und einen 
gemeinwirtschaftlichen Bereich getroffen. Die im 
übergeordneten öffentlichen Interesse notwendigen 
Leistungen und damit verbundenen finanziellen 
Lasten sind transparent. 

In den letzten Jahren wurde eine Straffung der 
Organisationsstruktur der ÖBB und insbesondere 
eine Vereinfachung der früher langwierigen kom­
plexen Entstheidungsabläufe erzielt. Neben einer 
innerbetrieblichen Rationalisierung sind Fort­
schritte in Richtung einer der gesamtstaatlichen 
Verkehrspolitik entsprechenden Bundesbahn er­
reicht worden. 

Der vorliegende Entwurf eines Bundesbahngeset­
zes soll einen weiteren Schritt zu einer Bundesbahn-

politik einleiten, die unter voller Mitverantwortung 
des Bundes als "wahrer Eigentümer" in Zukunft 
eine strategische Führung der ÖBBals ein eigenes 
Unternehmen, unter Wahrung der Unternehmens­
einheit und unter einer weitgehend unabhängig 
gestellten Geschäftsführung, mit einer zielgerichte­
ten Investitionspolitik, mit einem vom allgemeinen 
Bundeshaushalt abgegrenzten Rechnungswesen 
und mit einer im kaufmännischen Bereich möglichst 
eigenständigen Tarif- und längerfristigen Personal­
politik ge~ährleisten soll. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele haben die 
Regierungsparteien vereinbart, unter Beachtung des 
Unternehmensgegenstandes der ÖBB - insbeson­
dere hinsichtlich der Erbringung gemeinwirtschaft­
licher Leistungen und der gesetzlichen Pflichten des 
Eisenbahnunternehmens - ein Unternehmen her­
beizuführen, in dem ein Vorstand und ein 
Aufsichtsorgan eigenverantwortlich agieren. 

Mit diesem Gesetzesvorhaben soll aber auch den 
neu entwickelten Regelungsgrundsätzen in der 
Eisenbahnpolitik der Europäischen Gemeinschaften 
entsprochen werden. Diese sind in der Richtlinie des 
Rates vom 29. Juli 1991 (91/440/EWG), die im 
Rahmen des Abkom:mens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum auch in Österreich umzusetzen 
sein wird, wie folgt zusammengefaßt: 

Unabhängigkeit der Geschäftsführung der Ei­
senbahnunternehmen 
gesunde Finanzstruktur der Eisenbahnunterneh­
men 
Trennung der Eisenbahninfrastruktur von der 
Erbringung von Verkehrsleistungen durch die 
Eisenbahnunternehmen (Trennung der ,Rech­
nungsführung dabei obligatorisch, organische 
oder institutionelle Trennung fakultativ) 
Regelung bestimmter Zugangsrechte zur Eisen­
bahninfrastruktur (gegen Benüizungsentgelt). 

Die letzteren beiden Punkte gehen von einer 
allgemeinen Verantwortung des Staates für die 
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2 828 der Beilagen 

Infrastruktur der Bahn - ähnlich wie dies bei 
anderen Verkehrsträgern der Fall ist - aus und 
verfolgen weitergehend das Ziel, gemeinsame 
Regeln für die Anlastung der Wegekosten der Bahn 
zu erreichen. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf ist in diesem 
Sinne eine grundsätzliche finanzielle Verantwor­
tung des Bundes für die Infrastruktur enthalten, die 
von den ÖBB betrieben wird. Der Bund hat hiefür 
die Grundsatzkriterien vorzugeben. Auch die 
Unternehmensorganisation mit einem rechnerisch 
getrennten Unternehmensbereich Infrastruktur 
wird den ÜBB vorgegeben sowie die Grundlage für 
die Anlastung eines Streckenbenützungsentgeltes 
geschaffen. . 

Was die Kriterien für die Neugestaltung des 
Unternehmens Österreichische Bundesbahnen an­
langt, erhalten die ÖBB als Gesellschaft die 
rechtliche und wirtschaftliche Autonomie, die die 
Entwicklung zu einem nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen geführten Großunternehmen ermög­
licht. Der Bund bietet die zum Gelingen des 
schwierigen Werkes unerläßliche Hilfestellung, 
indem er insbesondere für eine ausreichende 
Kapitalausstattung sorgen soll. Längerfristig führt 
die bessere Nutzung der qualitativen und kostenmä­
ßigen Leistungsfähigkeit zu einer Verbesserung der 
Produktivität der ÖBB und damit zu eIner 
Entlastung des Bundeshaushaltes. 

Die Österreichischen Bundesbahnen sollen in die 
Verkehrspolitik des Bundes eingebunden bleiben. 
Durch die Hervorhebung der Verantwortung des 
Vorstandes für die Geschäftsführung und des 
Aufsichtsrates für deren Kontrolle sollen jedoch 
Einflüsse der Tagespolitik auf die ÖBB verhindert 
werden. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr hat lediglich das Recht, im 
Interesse der Durchsetzung verkehrspolitischer 
Grundsätze allgemeine Weisungen sowie in Fällen 
höherer Gewalt Anweisungen im Einzelfall zu 
erteilen. 

Die Bildung dieses selbständigen Unternehmens 
hat den Effekt einer "Gesamtrechtsnachfolge". Das 
Unternehmen setzt somit alle bisher von den ÖBB 
wahrgenommenen Rechte und Pflichten im eigenen 
Namen fort; und zwar auch mit Wirkung gegenüber 
Dritten. Somit werden auch die bestehenden 
Dienstverhältnisse der ÖBB-Bediensteten vom Un­
ternehmen Österreichische Bundesbahnen unverän­
dert fortgesetzt. Für neu eintretende Bedienstete 
wird eine Neuregelung angestrebt, wie dies im 
Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien 
festgelegt wurde. 

Dem Vorstand werden die für die Erarbeitung 
neuer Rechtsgrundlagen notwendigen Verhandlun­
gen aufgetragen, und dafür wird eine Frist bis 
31. Dezember 1994 eingeräumt. Mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes wird im übrigen der I. Teil des 

Arbeitsverfassungsgesetzes über die kollektive 
Rechtsgestaltung für die Gesellschaft "Österreichi­
sche Bundesbahnen" anzuwenden sein. 

Die dem Bund bei der Verwaltung des von der 
Absonderung erfaßten Teiles des Bundesvermögens 
zugekommene besondere Rechtsstellung für die 
steuerliche Behandlung soll vom Unternehmen im 
erforderlichen Umfang fortgesetzt werden. 

Das Unternehmen ist eine juristische Person des 
privaten Rechts, unter Heranziehung von Regelun­
gen des GesmbH-Gesetzes, aber auch des Aktienge­
setzes, insbesondere für die Ausgestaltung der 
Organe des Unternehmens. Es handelt sich um eine 

. juristische Person "sui generis" insofern, als sich 
ihre Individualität als rechtsfähiges Rechtssubjekt 
nicht auf Privatautonomie, sondern auf einen 
Gesetzesbeschluß gründet und sich ihre Organisati­
onsform von jener anderer juristischer Personen des 
privaten Rechts unterscheidet. Bei den Rechten des 
Bundes an dem Unternehmen ÖBB handelt es sich 
um eine Herrschaftsbeziehung besonderer Art. Die 
Gestaltung dieser Rechtsbeziehung durch den 
Entwurf sichert dem Bund eine Einflußnahme auf 
das Unternehmen im -Rahmen der gesellschafts­
rechtlichen Bestimmungen, wobei der Bundesmini­
ster für öffentliche Wirtschaft und Ve,rkehr den 
Gesellschafter "Bund" vertritt. Die für eine 
betriebswirtschaftlich begründete Führung des Un­
ternehmens erforderliche Autonomie des Vorstan­
des und des Aufsichtsrates wird dabei nicht in Frage 
gestellt. Das Verhältnis des Bundes zu diesem 
"seinem" Unternehmen weist dabei die Besonder­
heit auf, als es dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr als Gesellschafter in 
Einschränkung zum GesmbH-Recht lediglich zu­
steht, dem Unternehmen allgemeine Weisungen im 
Interesse der Durchsetzung verkehrspolitischer 
GrundSätze bzw. Anweisungen in Fällen höher<:r 
Gewalt zu erteilen. 

Dieses Gesetzesvorhaben dient auch als Umset­
zungsmaßnahme zu der vorhin bereits angesproche­
nen Richtlinie 391 L 0440: 

Richtlinie des Rates vom 29. Juli 1991 zur 
Entwicklung der Eisenbahnunternehmen der Ge­
meinschaft (911440/EWG); 
EWR-Umsetzungsfrist bis 1. Juli 1995. 

Angemerkt wird in dem Zusammenhang, daß die 
im Anhang XIII des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum enthaltenen EWRI 
EG-Rechtsvorschriften mit unmittelbarer Wirksam­
keit nach den legistischen Richtlinien zur EWR­
Rechtsreform keiner innerstaatlichen Ausführungs­
regelung zugänglich sind; eine Ausführungsvor­
schrift im Bundesbahngesetz habe daher zu 
unterbleiben; eine Ausnahme besteht nur für eine 
innerstaatliche Zuständigkeitsregelung. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 8. Oktober 1992 erstmals in Verhand-
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lung gezogen und beschlossen, dem bereits zur 
Vorbehandlung der Anträge 12/ A (E) und 14/ A (E) 
eingesetzten Unterausschuß auch die Vorbehand­
lung dieser Regierungsvorlage zu übertragen. Wie 
in den Berichten über die erwähnten Anträge (829 
und 830 der Beilagen) ausgeführt, gehörten diesem 
Unterausschuß zunächst von der Sozialdemokrati­
schen Partei. Österreichs die Abgeordneten H ums, 
B ren n s t ein e r, Sei d i n ger, S i g I und 
S t r 0 b I, von der Österreichischen Volkspartei die· 
Abgeordneten Mag. Ku k a c k a, Dipl.-Vw. Dr. 
Lu k e s c h, S c h u S t e r und Von wal d, von der 
Freiheitlichen Partei Österreichs die Abgeordneten 
Dipl.-lng. Dr. Pawkowicz und Rosen­
s tin g I sowie von den Grünen der Abgeordnete 
Ans c hob e r an. Zufolge des Ausscheidens der 
Abgeordneten zum Nationalrat B te n n s t ein e r 
und Dipl.-lng. Dr. Pa w k 0 w i c z traten die 
Abgeordneten S c h wem lei n und lng. 
Meischberger an deren Stelle. 

Zum Obmann des Unterausschusses wurde der 
Abgeordnete H ums gewählt, zum Obmannstell­
vertreter der Abgeordnete Mag. Ku k a c k a, zum 
Schriftführer zunächst der Abgeordnete Dipl.-lng. 
Dr. P a w k 0 w i c z, sodann Abgeordneter M 0 -

se r. 

Der Unterausschuß hat die erwähnten Verhand­
lungsgegenstände nach einer konstituierenden Sit­
zung am 11. Oktober in seiner Sitzung am 
19. November 1992 in Vorbehandlung genommen, 
konnte jedoch kein Einvernehmen erzielen. 

Sigl 
Berichterstatter 

Der Verkehrsausschuß hat den Bericht des 
Unterausschusses, den Abgeordneter H ums er­
stattete, am 19. November 1992 entgegengenom­
men. 

An dei Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Rosenstingi, Mag. Kukacka, Anscho­
be r, S t r 0 b I und H ums sowie der Bundesmini­
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr Mag. 
Klima. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung eines Abänderungsan­
trages der Abgeordneten H ums und Mag. 
Ku k a c k a mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß beschloß folgende Feststellung: 

Der Verkehrsausschuß geht davon aus, daß die 
notwendigen Änderungen des Art. 54 BV -G und 

. des Nationalversammlungsmitwirkungsgesetzes von 
1920 sowie des § 29 des GOG-NR hinsichtlich des 
Wegfalles der Mitwirkung des Nationalrates bei der 
Festsetzung der Tarife der ÖBB und der Bezüge der 
ÖBB-Bediensteten vom Verfassungs ausschuß bzw. 
Geschäftsordnungsausschuß so rechtzeitig behan­
delt werden, daß eine Beschlußfassung aller drei 
Gesetze im Nationalrat noch vor Weihnachten 
möglich ist und das lnkrafttreten gleichzeitig mit 
dem ÖBB-Gesetz am 1. Jänner 1993 gesichert ist. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verkehrsausschuß somit den An t rag, der N atio­
nalrat wolle dem ~ n g e s chi 0 s sen enG e - /. 
set zen t w ur f die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Wien, 1992 11 19 

Hums 

Obmann 

2 
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4 828 der Beilagen 

Bundesgesetz z~r Neuordnung de~ 
Rechtsverhältnisse der Osterreichischen Bun-

I desbahnen (Bundesbahngesetz 1992) 
• I 

1. Teil 

1. Hauptstück 

Unternehmen, Aufgaben 

§ 1. (1) Der als Zweig der Betriebsverwaltung des 
Bundes gebildete Wirtschaftskörper "Österreichil sche Buridesbahnen" wird Gesellschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit. Insoweit dieses Bundesgesed 
keine abweichenden Regelungen enthält, sind di~ 
Bestimmungen des Gesetzes über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, RGBI. Nr. 5811906, in dei­
jeweils geltenden Fassung, sinngemäß anzuwendenl 
Die Verwaltung der Anteilsrechte namens de~ 
Bundes obliegt dem Bundesminister für öffentlichJ 
Wirtschaft und Verkehr. I 

(2) Die Gesellschaft führt die Firma "Österreichi~ 
sche Bundesbahnen" ; die Bezeichnung kann al~ 
"ÖBB" abgekürzt werden. Es finden' die fü~ 
Vollkaufleute geltenden Rechtsvorschriften Anwen~ 
dung. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Wien. 

I 

(3) Aufgabe der Österreichischen Bundesbahnen 
ist nach Maßgabe der ihnen unmittelbar auf Grund 
der Gesetze oder auf Grund behördlicher Genehmi~ 
gungen zustehenden Berechtigungen die Beförde~ 
rung von Personen und Gütern sowie di~ 
Herstellung und die Unterhaltung aller hiezu 
notwendigen Einrichtungen und die Besorgung aller 
damit zusamme~hängenden oder dadurch veranlaß~ 
ten Geschäfte, Insbesondere auch der Erwerb von 
Beteiligungen, welche das Unternehmen fördenL 
Betriebs~weck der Österreichischen Bundesbahnen 
ist die Sicherstellung einer modernen und leistungs,­
fähigen Verkehrsbedienimg, die den Anforderun;­
gen des Marktes und den Interessen der Verkehrs­
politik entspricht, einschließlich der Erbringung vo~ 
gemeinwirtschaftlichen Leistung~n. 

(4) Die Österreichischen Bundesbahnen sind 
nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen und 

zu betreiben. Dies gilt auch für die Verpflichtungen 
im öffentlichen Interesse. 

2. Hauptstück 

Eisenbahninfrastruktur 

§ 2. (1) Die Eisenbahninfrastruktur umfaßt den in 
Anlage 1 Teil A der Verordnung (EWG) 
Nr.2598/70 der Kommission vom 18. Dezember 
1970 zur Festlegung des Inhaltes der verschiedenen 
Positionen der Verbuchungsschemata des An­
hangs I der Verordnung (EWG) Nr.1108170 
definierten Umfang. 

(2) Der Bund trägt die Kosten für die 
Bereitstellung und den Ausbau jener Eisenba~nin­
frastruktur, die zur Erfüllung des Betriebszweckes 
gemäß § 1 Abs. 3 notwendig ist, soweit die Kosten 
nicht durch Dritte aufgebracht werden können. Die 
Bereitstelhing und der Ausbau der Eisenbahninfra­
struktur hat nach den vom Bundes'minister für 
öffentliche WirtSchaft und Verkehr vorzugebenden 
verkehrspolitischen Grundsätzen (Verkehrswege­
plan) zu erfolgen. 

(3) Die Bereitstellung oder der Ausbau von 
Eisenbahninfrastruktur im besonderen regionalen 
Interesse kann davon abhängig gemacht werden, 
daß entsprechende Beiträge zu den Investitions­
und Folgekosten geleistet werden. 

(4) Für die Benützung der Eisenbahninfrastruktur 
ist ein Benützungsentgelt anzurechnen. Der Bun­
desminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
legt im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen unter Bedachtnahme auf die verkehrspoli­
tischen Grundsätze nach Anhörung der Österreichi­
schen Bundesbahnen die Kriterien für die Höhe des 
Entgeltes fest. 

(5) Die Österreichischen Bundesbahnen haben 
den Unternehmensbereich Infrastruktur getrennt 
von Unternehmensbereichen für das Erbringen von 
Verkehrsleistungen zu organisieren und das Rech­
nungswesen jedenfalls so zu gestalten und zu 
führen, daß der Betrieb der Eisenbahninfrastruktur ' 
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und die Erbringung von Verkehrsleistungen rechne­
risch voneinander getrennt werden. Ein Transfer 
von Mitteln vom Bereich Eisenbahninfrastruktur zu 
einem anderen Bereich ist unzulässig. 

(6) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr legt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen im Rahmen der 
Grundsätze des Bundeshaushaltes einen mehrjähri­
gen Rahmen für Mittel für die Eisenbahninfrastruk-
tur fest. . 

3. Hauptstück 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen 

§ 3. (1) Für die Bestellung von gemeinwirtschaft­
lichen Leistungen durch den Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1893/91 des Rates vom 20. Juni 1991 
hat der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen einen mehrjährigen Bestellrah­
men festzulegen. 

(2) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat alljährlich dem Nationalrat einen 
Bericht über die von ihm bestellten gemeinwirt­
schaftlichen Leistungen und die eingetretenen 
Veränderungen vorzulegen. 

4. Hauptstück 

Organe 

§ 4. Die Organe des UnternehmensÖsterreichi­
sche Bundesbahnen sind der Vorstand und der 
Aufsichtsrat. 

1. Abschnitt 

Vorstand 

§ 5. (1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei 
und höchstens sechs Mitgliedern, von denen eines 
zum Vorsitzenden (Generaldirektor) und eines zum 
Stellvertreter des Vorsitzenden (Generaldirektor-. 
stellvertreter) zu ernennen sind. 

(2) Vorstandsmitglieder bestellt der Aufsichtsrat 
auf höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestel­
lung ist zulässig. Diese Vorschriften gelten auch für 
den Anstellungsvertrag. 

(3) Die Funktionen sind öffentlich auszuschrei­
ben. Hiebei finden die Bestimmungen des Bundes­
gesetzes vom 8. Oktober 1982 über die öffentliche 
Ausschreibung von Funktionen in Kapitalgesell­
schaften, an denen Bund, Länder oder Gemeinden 
beteiligt sind, BGBI. Nr.521, in der jeweils 
geltenden Fassung, Anwendung. 

Rechte und Pflichten des Vorstandes 

§ 6. (1) Der Vorstand hat unter eigener 
Verantwortung die Österreichischen Bundesbahnen 
so zu-leiten, wie das Wohl des Unternehmens unter 
Berücksichtigung der Interessen des Eigentümers 
und der Arbeitnehmer sowie des öffentlichen 
Interesses es erfordert. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes haben die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters anzuwenden; über vertrauliche 
Angelegenheiten haben sie Stillschweigen zu 
bewahren. Mitglieder, die ihre Obliegenheiten 
verletzen, sind dem Unternehmen zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner 
verpflichtet. Sie können sich von der Schadenersatz­
pflicht durch den Gegenbeweis befreien, daß sie die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters angewendet haben. 

(3) Die Tätigkeit des Vorstandes einschließlich 
der Geschäftsverteilung regelt die _ ihm vom 
Aufsichtsrat gegebene Geschäftsordnung. 

(4) Das Unternehmen wird jeweils durch zwei 
Mitglieder des Vorstandes gemeinsam oder durch 
ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Proku­
risten gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Ist 
eine empfangsbedürftige Willenserklärung gegen­
über dem Unternehmen abzugeben, so genügt die 
Abgabe gegenüber einem Mitglied des Vorstandes 
oder einem Prokuristen. 

(5) Eine gemäß Abs.4 vorgenommene Vertre­
tungshandlung ist einem Dritten gegenüber nur 
dann unwirksam, wenn diesem bewußt ist, daß 
dabei die Vertretungs befugnis oder der gesetzliche 
Wirkungskreis des Unternehmens mißbraucht 
wurde. Die Bestimmung des § 26 Abs. 5 des 
Eisenbahngesetzes 1957 wird hiedurch nicht be-
rührt. . 

(6) Die Zeichnung erfolgt in der Weise, daß die 
Zeichnenden zu der Firma oder zu der Benennung 
des Vorstandes ihre Namensunterschrift hinzufü­
gen. Prokuristen haben in der Weise zu zeichnen, 
daß sie ihrem Namen einen die Prokura andeuten­
den Zusatz beifügen. 

(7) Der Vorstand faßt seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Der 
Vorstand kann in dem für die Vertretung des 
Unternehmens gebotenen Umfang an Bedienstete 
der Österreichischen Bundesbahnen zusätzlich zu 
deren sonstigen dienstlichen Obliegenheiten Pro­
kura erteilen. 

(8) Die' Mitglieder des Vorstandes sind berech­
tigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner 
Ausschüsse teilzunehmen. Sie sind dazu verpflichtet, 
wenn es der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder der 
Vorsitzende eines Ausschusses im Einzelfall verlan­
gen. 

----- ----------------------------------------
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(9) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat regelmä­
ßig, mindestens aber vierteljährlich, ferner bei 
wichtigem Anlaß, über die Lage des Unternehmens 
schriftlich zu berichten. Er ist verpflichtet, dem 
Aufsichtsrat auf Verlangen seines Vorsitzenden 
oder zweier Mitglieder Auskunft über die Ge­
schäftsführung zu geben. 

(10) Die Vorstandsmitglieder dürfen ohne 
Einwilligung des Aufsichtsrats weder ein Handels­
gewerbe betreiben noch im Geschäftszweig des 
Unternehmens für eigene oder fremde Rechnung 
Geschäfte machen. Sie dürfen sich auch nicht an 
einer anderen Handelsgesellschaft als persönlich 
haftende Gesellschafter beteiligen. 

2. Abschnitt 

Aufsichtsrat 

§ 7. (1) Der Aufsichtsrat besteht aus 18 Mit­
gliedern. 

(2) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr bestellt zwölf Mitglieder, unter ihnen 
ein Mitglied als Vertreter des Bundesministers für 
Finanzen auf dessen Vorschlag. Sechs Mitglieder 
entsendet die. betriebliche Arbeitnehmervertretung 
aus dem Kreise der Dienstnehmer der Österreichi­
schen Bundesbahnen. Zu Mitgliedern sind Fach­
leute aus den Gebieten des Verkehrswesens, des 
Finanzwesens, des Fremdenverkehrswesens, des 
Rechtswesens, der Technik und der Volkswirtschaft 
zu bestellen; dies gilt nicht für von der Arbeitneh­
mervertretung der Österreichischen Bund~sbahnen 
entsandte Mitglieder des Aufsichtsrates, wenn diese 
gewählte Arbeitnehmervertreter sind. Mitglieder 
des Vorstandes können nicht dem Aufsichtsrat 
angehören. Das gleiche gilt für Dienstnehmer des 
Unternehmens mit Ausnahme der von der Arbeit­
nehmervertretung entsandten Mitglieder. 

(3) Die Mitglieder haben ihre Funktion zum 
Wohl des Unternehmens unter Berücksichtigung 
der diesem durch die Gesetze übertragenen 
Aufgaben auszuüben. Sie sind bei ihrer Tätigkeit 
selbstverantwortlich und . an keine Aufträge oder 
Weisungen gebunden. Für die Sorgfaltspflicht und 
Verantwortlichkeit der Mitglieder des Aufsichtsra­
tes gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 2 über die 
Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der V or­
standsmitglieder sinngemäß. 

(4) Die Bestellung erfolgt auf fünf Jahre. 
Wiederholte Bestellung sowie Entsendung ist 
zulässig. 

(5) Die Mitglieder können jederzeit dem 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr gegenüber ihren Rücktritt erklären. Ein 
Rücktritt wird mit der schriftlichen Erklärung 
gegenüber dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr wirksam. Die Mitglied-

schaft erlischt, wenn das Mitglied Bediensteter des 
Unternehmens oder Mitglied des Vorstandes wird. 
Die Mitgliedschaft der von der Arbeitnehmervertre­
tung entsandten Mitglieqer erlischt durch den 
Widerruf der Entsendung durch die Arbeitnehmer­
vertretung und auch mit dem Ende ihres Dienstver­
hältnisses zu den Österreichischen Bundesbahnen. 

(6) Die Bestellung bzw. die Entsendung, der 
Widerruf der Bestellung oder der Entsendung, der 
Rücktritt und das Erlöschen der Mitgliedschaft sind 
unverzüglich dem Handelsgericht Wien bekanntzu­
geben und im ,,Amtsblatt zur Wien er Zeitung" zu 
verlautbaren. 

(7) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Zeit, für 
die es besteHt ist, aus, so hat der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr für die restliche 
Zeit, wenn diese drei Monate übersteigt, em 
Ersatzmitglied zu bestellen; gleiches gilt für die 
Entsendung eines Ersatzmitgliedes durch die 
Arbeitnehmervertretung. 

(8) Den Aufsichtsratsmitgliedern gebührt für ihre 
Tätigkeit eine angemessene Vergütung, die vom 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr jährlich festgesetzt wird. Die Aufsichtsrats­
mitglieder haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
Barauslagen und auf ein angemessenes Sitzungs­
geld. 

Vorsitzender des Aufsichtsrates 

§ 8. (1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter. Die 
Wahl des Vorsitzenden und der Stellvertreter ist 
unverzüglich dem Handelsgericht Wien bekanntzu­
geben und im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu 
verlautbaren. 

(2) Die Funktion erlischt mit dem Ende der 
Mitgliedschaft. Wiederholte Wahl ist zulässig. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzungen des 
Aufsichtsrates. Er vertritt den Aufsichtsrat nach 
außen und gegenüber den Vorstandsmitgliedern. 
Ein Stellvertreter vertritt den Vorsitzenden bei 
dessen Verhinderung. 

Sitzungen des Aufsichtsrates 

§ 9. (1) Der Aufsichtsrat tritt mindestens..alle zwei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates kann 
jederzeit eine außerordentliche Sitzung einberufen. 
Er hat ohne Verzug eine außerordentliche Sitzung 
einzuberufen, wenn es der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr oder mindestens 
drei Mitglieder des Aufsichtsrates oder der 
Vorstand unter Angabe der Gründe verlangen. Die 
Sitzung muß diesfalls binnen zwei Wochen nach der 
Einberufung stattfinden. Wird diesem Verlangen 
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nicht ohne Verzug entsprochen, so können die 
Einschreiter den Aufsichtsrat unter Mitteilung des 
Sachverhaltes selbst einberufen. 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn an 
der Sitzung mindestens neun Mitglieder, darunter 
der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein 
Stellvertreter, teilnehmen. Die Beschlüsse werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. Dies gilt auch für Wahlen. 
Schriftliche Stimmabgabe ist ausgeschlossen. 

. (4) Der Aufsichtsrat kann zur Vorbereitung der 
Verhandlungen und der Beschlüsse sowie zur 
Überwachung der Ausführungen seiner Beschlüsse 
aus seiner Mitte Ausschüsse einsetzen. Die nähere 
Regelung, insbesondere über die Mitgliederzahl 
und die Beschlußerfordernisse, trifft die vom 
Aufsichtsrat aufzustellende Geschäftsordnung des 
Aufsichtsrates. Die von der Aibeitnehmervertretung 
entsandten Mitglieder haben Anspruch darauf, daß 
in jedem Ausschuß mindestens ein von ihnen 
namhaft gemachtes Mitglied Sitz und Stimme hat. 

(5) Über die Verhandlungen und die Beschlüsse· 
des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzuferti­
gen, die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat. Der 
Vorsitzende hat eine Ausfertigung dieser Nieder­
schrift binnen einer Woche dem Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr zu übermitteln. 

Aufgaben des Aufsichtsrates 

§ 10. (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsfüh­
rung des Vorstandes zu überwachen. 

(2) Insbesondere folgende Geschäfte unterliegen 
der Genehmigung des Aufsichtsrates: 

1. wesentliche Änderung der inneren Organisa­
tion 

2. Aufnahme von Anleihen, Darlehen und 
Krediten, wenn ihr Wert im Einzelfall einen 
vom Aufsichtsrat in seiner Geschäftsordnung 
zu bestimmenden Höchstbetrag übersteigt 

3. wichtige Verträge, insbesondere über die 
Gründung oder den Erwerb von anderen 
Unternehmen und die Beteiligung an anderen 
Unternehmen sowie Leasing und Mietver­
träge, die eine vom Aufsichtsrat zu bestim­
mende Höhe übersteigen 

4. die Veräußerung von Sachen, die zum 
Anlagevermögen gehören, wenn ihr Wert im 
Einzelfall einen vom Aufsichtsrat in seiner 
Geschäftsordnung zu bestimmenden Höchst­
betrag übersteigt 

5. Investitionen, deren Anschaffungskosten im 
einzelnen und insgesamt in einem Geschäfts­
jahr eine vom Aufsichtsrat in seiner Ge­
schäftsordnung festzusetzende Betrags­
grenze übersteigen 

6. eine AntragsteIlung gemäß § 29 Abs. 1 und 3 
des Eisenbahngesetzes 1957 

7. der Finanzplan sowie Unternehmenspläne 
und wesentliche Änderungen derselben 

8 . Vorlage des Jahresabschlusses einschließlich 
des Lageberichtes an den Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

9. die Bestellung von Prokuristen 
10. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen 

mit einem Geschäftswert; der eine vom 
Aufsichtsrat zu bestimmende Höhe über­
steigt. 

(3) Dem Aufsichtsrat obliegt ferner die Vertre­
tung des Unternehmens Österreichische Bundes­
bahnen bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit 
den Mitgliedern des Vorstandes und in Rechtsstrei­
tigkeiten mit diesen. 

Unvereinbarkeit 

§ 11. Mitglieder des Nationalrates, des Bundesra­
tes, eines Landtages, der Bundesregierung, einer 
Landesregierung oder Angestellte einer politischen 
Partei dürfen nicht Mitglieder des Vorstandes oder 
des Aufsichtsrates sein. 

5. Hauptstück 

Aufgaben des Bundesministers für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr 

§ 12. (1) Dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr obliegt es, den Österreichi­
schen Bundesbahnen im Interesse der Durchsetzung 
verkehrspolitischer Grundsätze allgemeine Weisun­
gen zu erteilen. 

(2) In: Fällen höherer Gewalt kann der Bundesmi­
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr den 
Organen der Österreichischen Bundesbahnen An­
weisung im Einzelfall erteilen. Insoweit dadurch 
den Österreichischen Bundesbahnen betriebswirt­
schaftlieh nicht zumutbare Belastungen erwachsen, 
sind ihnen diese unter Heranziehung der für 
gemeinwirtschaftliche Leistungen geltenden Krite­
rien abzugelten. 

(3) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr entscheidet über die Genehmigung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichtes sowie über 
die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und 
des Aufsichtsrates, wobei insbesondere auf die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes Bedacht zu nehmen ist. 

(4) Dem Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr sind vom Vorstand und 
Aufsichtsrat alle zur Ausübung seiner Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte auf Verlangen zu erteilen. 

---- ------------------------------------------------------------------------------------------
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6. Hauptstück 

Rechnungslegung und jahres abschluß 

§ 13. (1) Für die Rechnungslegung und den 
Jahresabschluß gelten - mit Ausnahme der 
Regelung nach Abs. 2 - die Bestimmungen des 
Rechnungslegungsgesetzes, BGBI. Nr. 475/1990. 

(2) Der Vorstand hat in den ersten neun Monaten 
des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäfts­
jahr die Jahresbilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung aufzustellen und dem Aufsichtsrat 
vorzulegen. Der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr kann diese Frist über 
Antrag des Vorstandes um drei Monate verlängern. 

7. Hauptstück 

Finanz-, Investitions- und Rationalisierungspläne 

§ 14. (1) Der Vorstand hatfür jedes Geschäftsjahr 
einen Finanzplan (einschließlich des Personalpla­
nes) aufzustellen und dem Aufsichtsrat zu dem vom 
Aufsichtsrat in seiner Geschäftsordnung zu bestim­
menden Zeitpunkt zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Dies hat getrennt auch für den Unternehmensbe­
reich Infrastruktur zu erfolgen. 

(2) Der Finanzplan hat alle voraussichtlichen 
Geld- und Kreditvorgänge des folgenden Ge­
schäftsjahres zu enthalten. Bei den Einnahmen ist 
eine Trennung in Verkehrseinnahmen und in 
sonstige Einnahmen vorzunehmen. Bei den Ausga­
ben ist eine Trennung in Personal- und Sachausga­
ben, für letztere insbesondere für die Instandhal­
tung, Investitionen und in sonstige Ausgaben 
vorzunehmen. 

(3) Der Beschlußfassung durch den Aufsichtsrat 
unterliegen auch wesentliche Änderungen des 
Finanzplanes während des Geschäftsjahres. 

§ 15. (1) Der V or.stand hat längerfristige Pläne 
über die vorgesehenen Investitionen und Rationali­
sierungsmaßnahmen aufzustellen und -dem Auf­
sichtsrat zur Beschlußfassung vorzulegen. 

(2) Der Beschlußfassung durch den Aufsichtsrat 
unterliegen auch wesentliche Änderungen des 
jeweils geltenden Planes. 

8. Hauptstück 

Gewinn und Verlust 

§ 16. (1) Ein Gewinn ist wie folgt zu verwenden: 
1. Zunächst ist ein etwaiger Verlustvortrag zu 

decken. 
2. Ist kein Verlustvortrag zu decken oder 

übersteigt der Gewinn einen Verlustvortrag, so 
sind zehn vom Hundert des verbleibenden 
Gewinnes einer Ausgleichsrücklage zuzufüh­
ren, solange diese nicht 5% des Grundkapitals 
erreicht hat. 

(2) Ein Verlust ist zunächst aus der Ausgleichs­
rücklage zu decken. Reicht die Ausgleichsrücklage 
zur Deckung des Verlustes nicht aus, so ist der 
verbleibende Verlust auf neue Rechnung vorzutra­
gen. 

9. Hauptstück 

Vermögensübertragung, Abgabenbefreiung 

§ 17. (1) Das bisher im Eigentum des Bundes 
gestandene, dem Wirtschaftskörper "Österreichi­
sche Bundesbahnen" gewidmete Vermögen ein­
schließlich der Forderungen und Verbindlichkeiten 
geht im Wege der Gesamtrechtsnachfolge mit dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes-in das Eigentum 
der Gesellschaft "Österreichische Bundesbahnen" 
über. Die Wertansätze für dieses Vermögen sind 
vom Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen festzulegen. Zum Eigentumsübergang 
auf die Österreichischen Bundesbahnen ist vom 
Bundesminister für Finanzen eine Amtsbestätigung 
auszustellen. Eine solche Amtsbestätigung gilt als 
Urkunde im Sinne des § 33 des Allgemeinen 
Grundbuchsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 39. 

(2) Der Bund hat für eine ausreichende 
Kapitalausstattung der Österreichischen Bundes­
bahnen zu sorgen, die eine Geschäftsführung auf 
gesunder finanzieller Basis ermöglicht. 

(3) Die Beteiligungen des ~undes an der 
Österreichischen Verkehrskreditbank Aktiengesell­
schaft; 
"KÖB" Kraftwagenbetrieb der Österreichischen 
BundesbahnenGesellschaft mbH.; 
ÖKOMBI - Österreichische Gesellschaft für den 
kombinierten Verkehr Gesellschaft mbH.; 
ÖKOMBI - Österreichische Gesellschaft für den 
kombinierten Verkehr Gesellschaft mbH. & Co. 
KG; 
Rail-Tours-Touristik Gesellschaft mbH.; 
ARE-AUSTRIA RAIL ENGINEERING Bera­
tungsgesellschaft mbH.; 
Ökombi-Waggonbetriebs-Gesellschaft mbH.; 
EUROFIMA - Europäische Gesellschaft für die 
Finanzierung von Eisenbahnmaterial, Basel; 
INTERCONTAINER - Internationale Gesell­
schaft für den Transcontainer-Verkehr, Brüssel; 
INTERFRIGO - Internationale Gesellschaft der 
Eisenbahnen für Kühltransporte, Brüssel; 
HIT RAIL B.V., Amsterdam; 
DACH Hotelzug AG, Gümligen (Schweiz); 
sind mit Inkrafttreten dieses Gesetzes der Gesell­
schaft Österreich ische Bundesbahnen unentgeltlich 
zu übertragen. 

(4) Für die in den vorstehenden Absätzen 
geregelten Vermögensübertragungen sind keine 
bundesgesetzlieh geregelten Abgaben zu entrichten. 
Diese Vermögensübertragungen gelten nicht als 
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steuerbare Umsätze im Sinne des Umsatzsteuerge­
setzes 1972 und lösen keine Vorsteuerberichtigung 
gemäß § 12 Abs. 10 und 11 des Umsatzsteuergeset" 
zes 1972 aus. 

§ 18. Alle dem bisherigen Wirtschaftskörper 
"Österreichische Bundesbahnen" eingeräumten Ab- . 
gabenbefreiungen gelten in gleicher Weise für die 
Gesellschaft "Österreichische Bundesbahnen". Die 
Gesellschaft tritt für den Bereich der Umsatzsteuer 
unmittelbar in die Rechtsstellung des bisherigen 
Wirtschaftskörpers "Österreichische Bundesbah­
nen" ein. 

10. Hauptstück 

Sonderbestimmungen 

§ 19. (1) Auf das Unternehmen Österreichische 
Bundesbahnen finden auch Anwendung: 

1. die dem Bund auf Grund bundesgesetzlicher 
Bestimmungen eingeräumten abgaben- und 
gebührenrechtlichen Begünstigungen, ausge­
nommen die Begünstigungen nach dem 
Gebührengesetz 1957 

2. die Bestimmungen der §§ 14 Abs. 2, 26 Abs. 2 
und 29 Abs. 1 zweiter Satz des Eisenbahnge­
setzes 1957 

3. die Bestimmungen des Katastrophenfondsge­
setzes 1986. 

(2) Es gelten nicht die haushaltsrechtlichen 
Vorschriften des Bundes. 

(3) Das Unternehmen ist vom Handelsgericht 
Wien unter Angabe der Firma, des Sitzes und des 
Gegenstandes in das Firmenbuch einzutragen. Die 
Vorstandsmitglieder, Prokuristen und deren Zeich­
nungsbefugnis sind vom Vorstand zur Eintragung 
anzumelden. 

(4) Erwerbsvorgänge zwischen dem Unterneh­
men und dem Bund im Sinn~ des § 1 Grunderwerb­
steuergesetz 1987 unterliegen, wenn sie auf Grund 
dieser Gesetzesstelle abgeschlossen werden, nicht 
der Grunderwerbsteuer. 

(5) Die gemäß § 6 Abs.4 und 6 gefertigten 
Urkunden gelten, wenn sie unter ausdrücklicher 
Anführung dieser Gesetzesstelle ausgestellt werden, 
als öffentliche. 

(6) Die Gesellschaft sowie die Gesellschaften, die 
mittelbar oder unmittelbar im Mehrheitseigentum 
der Gesellschaft stehen, können sich von der 
Finanzprokuratur gemäß dem Prokuraturgesetz, 
StGB!. Nr. 172/1945 in der jeweils geltenden 
Fassung, unbeschadet der Rechte und Pflichten der 
Gesellschaftsorgane rechtlich beraten und vertreten 
lassen. 

2. Teil 

1. Hauptstück 

Übergangsbestimmungen 

1. Abschnitt 

Bildung der ersten Organe 

§ 20. (1) Die Bestellung der Mitglieder des ersten 
Aufsichtsrates des Unternehmens Österreichische 
Bundesbahnen durch den Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat binnen einer 
Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes zu erfolgen. 

(2) Die erste Sitzung des ersten Aufsichtsrates 
wird durch den Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr anberaumt. In dieser 
Sitzung ist zunächst die Wahl des ersten Vorsitzen­
den und der / Stellvertreter vorzunehmen. Bei der 
Wahl des ersten Vorsitzenden führt das an 
Lebensjahren älteste Mitglied des Aufsichtsrates den 
Vorsitz. ' 

(3) Bis zur Bestellung des ersten Vorstandes führt 
der im Amt befindliche V OTstand die Geschäfte der 
Österreichischen Bundesbahnen. 

(4) Anläßlich der Bestellung des ersten Vorstan­
des legt der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr in einer Weisung die wesentli­
chen Grundsätze für die dem Vorstand obliegenden 
Verhandlungen über die Neugestaltung der Arbeits­
verhältnisse für neu eintretende Bedienstete fest. 

2. Abschnitt 

Übernahme der Bediensteten und der Ruhe- und 
Versorgungsgenußempfänger 

§ 21. (1) Das Unternehmen Österreichische 
Bundesbahnen setzt die Rechte und Pflichten des 
Bundes gegenüber den aktiven Bediensteten und 
den Empfängern von Ruhe- und Versorgungs ge­
nüssen fort. 

(2) Der Bund trägt den Pensions aufwand für die 
Ruhe- und Versorgungsgenußempfänger der Öster­
reichischen Bundesbahnen. 

(3) Die Österreichischen Bundesbahnen haben an 
den Bund monatlich einen Beitrag zur Deckung des 
Pensions aufwandes zu leisten. Dieser Beitrag 
beträgt 26% des Aufwandes an Aktivbezügen für 
Bundesbahnbeamte. Die von den Bediensteten zu 
leistenden Pensionsbeiträge verbleiben beim Unter­
nehmen Österreichische Bundesbahnen. 

3. Abschnitt 

Dienst-, Besoldungs- und Pensionsrecht 

§ 22. (1) Bis zu ihrer Neuregelung bleiben durch 
dieses Bundesgesetz die Bestimmungen über das 
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Dienst-, Besoldungs- und Pensionsverhältnis unbe­
rührt. 

(2) Der Vorstand hat die notwendigen Verhand­
lungen zur Erarbeitung neuer Rechtsgrundlagen für 
nach dem Inkrafttreten dieser neuen Rechtsgrund­
lagen in ein Arbeitsverhältnis zu den Österreichi­
schen Bundesbahnen eintretende Bedienstete zu 
führen und längstens bis 31. Dezember 1994 
abzuschließen. Das Arbeitsverhältnis für längstens 
ab 1. Jänner 1995 neu eintretende Bedienstete 
beruht auf einem privatrechtlichen Vertrag unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Eisen­
bahnbetriebes. 

(3) Kommt eine Vereinbarung über das Arbeits­
verhältnis für neu eintretende Bedienstete (Dienst-, 
Besoldungs-, Pensions- und Personalvertretungs­
recht) zwischen dem Vorstand der Österreichischen 
Bundesbahnen und der betrieblichen Arbeitnehmer­
vertretung bis zum 31. Dezember 1994 nicht 
zustande, ist auf verfassungsmäßigem Wege eine 
Regelung der Angelegenheit durch ein Bundesge­
setz herbeizuführen. 

(4) Die nach den im Abs. 1 genannten Bestim­
mungen in ein Dienstverhältnis zu den Österreichi­
schen Bundesbahnen aufgenommenen Bediensteten 
haben, wenn sie innerhalb eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten der in Abs. 2 genannten neuen 
Rechtsgrundlagen ihre Bereitschaft zum Ausschei­
den aus dem Dienstverhältnis nach den im Abs. 1 
genannten Rechtsgrundlagen erklären, Anspruch 
auf gleichzeitige Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis 
zu den Österreichischen Bundesbahnen nach den 
Rechtsgrundlagen für neu eintretende Bedienstete. 

(5) Der Anwendungsbereich von Rechtsvor­
schriften des Bundes, in ihrer jeweils geltenden 
Fassung, die auf Regelungsinhalte gemäß Abs. 1 
und die diesen Regelungsinhalten bis zum 31. De­
zember 1992 zugrunde liegenden Rechtsverhält­
nisse abstellen, bleibt unberührt. 

2. Hauptstück 

Aufhebung von Verordnungen 

§ 23. Die auf Grund des § 2 Abs. 4 des 
Bundesbahngesetzes, BGBI. Nr. 137/1969, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 15111984, erlassenen Verordnungen treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 1993 außer Kraft, wobei 
auch die Regelungen der Tarifverordnung 1992, 
BGBI. Nr.671/1991, bis zu diesem Zeitpunkt 
weitergelten und die voraussichtlichen Einnahmen­
ausfälle im Bundesvoranschlag für das Jahr 1993 
enthalten sind. 

3. Teil 

Vollziehung 

§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist hinsichtlich § 1 Abs. 2 Satz 2 und § 19 Abs. 3 und 
5 der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Justiz, hinsichtlich § 2 Abs. 4 und 6, § 3 Abs. 1 
sowie § 17 der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich § 18, § 19 
Abs.l Z 1 und 3, § 19 Abs.2 und 4 der 
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich § 21 
Abs. 2 der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Soziales, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr betraut. 

4. Teil 

I~afttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der 
§§ 1, 4 bis 12, 14, 15, 18, 19 Abs. 1 und Abs. 3 bis 6, 
20, 21 Abs. 1, 22 sowie 23 mit 1. Jänner 1993, 
hinsichtlich der §§ 2,3, 13, 16, 17, 19 Abs. 2 sowie 
21 Abs. 2 und 3 mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
nach Maßgabe des Abs. 1 tritt das Bundesbahnge­
setz, BGBI. Nr. 137/1969, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBI. Nr. 15111984, außer Kraft. 
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